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400 000 Euro für vier Klimaschutz-Manager
Zweiter Tag der Beratungen über die Etats 2020/2021 im Haushalts- und Finanzausschuss

Bremen. Was soll mit den 1,2 Milliarden Euro
aus dem Bremen-Fonds gefördert werden, was
hingegen nicht? Klar ist: Der für Corona-Hil-
fen gebildete Topf soll Teil des Haushalts 2020
werden. Deshalb beschäftigt diese Frage auch
die Haushaltsexperten der Bremer Parteien,
die am Donnerstag im Haushalts- und Finanz-
ausschuss (Hafa) erneut zusammen saßen
und sich rund sieben Stunden über die Zah-
lenwerke der Ressorts Bau/Umwelt/Verkehr,
Wissenschaft/Häfen und Finanzen beugten.
Aufgeworfen wurde sie, als die Rede auf das
soeben bekannt gewordene neueste Finanz-
loch bei der Jacobs University kam.

Bremen wird laut Wissenschaftssenatorin
Claudia Schilling (SPD) „kurz- und mittelfris-
tig“ dieses Mal kein Geld in die Privat-Uni
pumpen, also auch den Bremen-Fonds nicht
bemühen. Warum eigentlich nicht, wo doch
zwar nicht nur, aber eben auch die Folgen der
Corona-Pandemie für die finanzielle Schief-
lage verantwortlich seien, fragte Hafa-Chef
Jens Eckhoff (CDU) und argwöhnte: „Werden
bei den Geldern aus dem Corona-Topf staat-
liche Unternehmen gegenüber privaten be-
vorzugt? Den Eindruck könnte man gewin-
nen.“ Diesen Vorwurf wollten die Vertreter
von Rot-Grün-Rot nicht gelten lassen. Staats-
rat Tim Cordßen (SPD) sprach zunächst etwas
nebulös von „strukturellen Besonderheiten“
und verwies auf die mit der Jacobs-Founda-
tion geführten Gespräche, die öffentliche
Hilfe zumindest aus Sicht seines Ressorts
nicht nötig erscheinen ließen.

Keine Corona-Hilfen also für den Campus
in Grohn – dass andere private Unternehmen
sehr wohl von den Geldern profitieren, be-
tonte Klaus-Rainer Rupp (Linke). „Ein großer
Teil der bereits ausgezahlten Hilfen ist an
kleine und mittlere Unternehmen gegangen.“
Dass die BSAG, Gesundheit Nord und der
Flughafen im Fokus der Öffentlichkeit stün-
den, was den Fonds angehe, läge daran, dass
von ihnen relativ schnell Angaben zur Grö-
ßenordnung der benötigten Hilfen gekommen
seien. Rupp räumte aber auch ein, dass die De-
finition der vier geplanten Förder-Kategorien
des Fonds, der im Etat des Finanzressorts an-
gesiedelt wird, teilweise noch „schwammig“
sei. Vor allem die vierte, die sich anders als
„Akute Hilfen“, „Abfederung sozialer Härten“,

„Verhinderung struktureller Wirtschaftsein-
brüche“ auf mittel- und langfristige Stärkun-
gen des Wirtschaftsstandorts beziehen soll.
Rupp: „Darunter kann ich mir wenig vorstel-
len. Da müssen wir noch dran arbeiten.“ Cars-
ten Sieling (SPD) schlug vor, externe Expertise
bei der Bewertung der Projekte einzuholen.
Er mahnte, der Bremen-Fonds dürfe „kein Re-
paratur-Betrieb“ werden, solle also nicht
grundlegende strukturelle Probleme lösen,
etwa in der Autoindustrie .

Ein anderer neuer Fonds, den der Senat auf-
legen möchte, ist schon so gut wie ausge-
bucht. Umweltstaatsrat Ronny Meyer (Grüne)
berichtete, der 30 Millionen Euro schwere
Topf für Klima-Projekte der Ressorts sei 2,5
Mal überzeichnet. „Wir haben Anfragen für

170 Projekte in Gesamthöhe von mehr als
70 Millionen Euro“, sagte er. Sie würden nun
nach Klimaschutzaspekten wie eingespartem
CO2 pro eingesetztem Euro bewertet und dem
Senat wie auch dem Hafa vorgelegt. Kritik der
Opposition gab es am Plan, zur besseren ab-
teilungsübergreifenden Koordination drei
neue „Klimaschutz-Projektmanager“ im Stab
von Senatorin Maike Schaefer (Grüne) anzu-
siedeln. Die Finanzbehörde soll ebenfalls
einen bekommen – dort allerdings innerhalb
der Zentralen Dienste. Meyer: „Die Kosten
(100000 Euro pro Stelle, d. Red.) sind gleich.“

Im Bereich Verkehr besteht das größte
Haushaltsrisiko in der möglicherweise lange
anhaltenden, coronabedingten Skepsis der
Bremerinnen und Bremer gegenüber Bussen
und Straßenbahnen. „Es gibt Szenarien, dass
es noch drei bis vier Jahre dauern könnte, bis
das Vertrauen wieder da ist“, sagte Meyer.
Langfristig müsse man sich für alle Verkehrs-
arten Mobilitätskonzepte unter Pandemiebe-
dingungen ausdenken. Das sei aber, erklärte
der Staatsrat, „ein Marathon“. Ebenfalls nicht
auszuschließen seien Verteuerungen beim
Hafentunnel Cherbourger Straße in Bremer-
haven. Bei Bauanträgen will das Ressort dem-
nächst zum Sprint ansetzen: Vier neue Stel-
len stehen im Plan, damit Anträge künftig
schneller bearbeitet werden. Auch die Digita-
lisierung sowohl von Antrag als auch Bearbei-
tung werde derzeit vorbereitet, erklärte
Staatsrätin Gabriele Nießen. Ein Risiko des
Themenfeldes: Die Einnahmen durch den Ver-
kauf von Baugebieten könnten in der aktuel-
len Situation der Pandemie sinken.

Der zukünftige Weg
der Jacobs University
ist unsicher. Geld aus
dem Bremen-Fonds
bekommt die Privat-
hochschule in Bre-
men-Grohn nicht.
Über die Gründe rät-
selte die Opposition
im Haushalts- und
Finanzausschuss.
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Zentrale Mittel für Jugendarbeit

Bremen. Wie die Mittel eines neuen zentra-
len Fördertopfes für die Jugendarbeit verteilt
werden, wird künftig allein der Jugendhilfe-
ausschuss entscheiden. Lange war dafür ein
eigenes, noch zu gründendes Entscheidungs-
gremium vorgesehen. Doch über die zahlrei-
che Varianten, wie dieses als Städtischer För-
derausschuss bezeichnete Gremium zu beset-
zen ist, konnte letztlich keine Einigung erzielt
werden.

Bislang ist die Förderung der offenen Kin-
der- und Jugendarbeit mit ihren Angeboten
für Jedermann in Bremen ausschließlich de-
zentral organisiert. Die dafür vorgesehenen
Mittel – 2019 gab es dafür insgesamt rund 7,9
Millionen Euro – werden über einen komple-
xen Verteilungsschlüssel mit zahlreichen Kri-
terien an die Stadtteile überwiesen. Dort ent-
scheiden eigens dafür gebildete, sogenannte
Controlling-Ausschüsse über die Vergabe der
Mittel. Darin sind Vertreter von Behörden,
Beiräten und den Trägern der Jugendarbeit
versammelt. Mit dem zentralen Fördertopf
sollen künftig Angebote finanziert werden,
die über den jeweiligen Stadtteil hinaus Be-
sucher finden.

Keine Einigung erzielt
Ähnlich wie in den Stadtteilen sollte darüber
ein Förderausschuss entscheiden. Vorgesehen
war, dass er sich ähnlich wie die Control-
ling-Ausschüsse ebenfalls aus je drei Vertre-
tern des Amtes für Soziale Dienste und der Ju-
gendwohlfahrtsverbände zusammensetzt.
Für die politische Vertretung sollte die Beirä-
tekonferenz drei Mitglieder bestimmen kön-
nen. Doch in zahlreichen Details gab es dabei
unterschiedliche Vorstellungen. Der Jugend-
hilfe-Ausschuss wollte ebenfalls vertreten
sein und die Landesarbeitsgemeinschaft der
freien Wohlfahrtspflege hatte gefordert, dass
nur die auch im Jugendhilfeausschuss vertre-
tenen freien Träger für einen Sitz im städti-
schen Förderausschuss in Frage kommen. Am
Ende hat sich der Ausschuss selbst zum Ent-
scheidungsgremium erklärt.

Unmittelbar nach den Sommerferien sollen
die neuen Fördermöglichkeiten und die damit
verbundenen Kriterien, nach denen ein Ange-
bot als zentral gilt, auf einer Informationsver-
anstaltung vorgestellt werden. Unter ande-
rem wird verlangt, dass ein Angebot stadtweit
mit mindestens drei Trägern außerhalb des
Standortstadtteils kooperieren muss. Außer-
dem muss das Angebot kostenlos sowie inklu-
siv sein und für alle Geschlechter und Kultu-
ren offen stehen. Ausdrücklich darf es sich
auch an Kinder unter 14 Jahren wenden. Zu
der Veranstaltung sind alle in der offenen Ju-
gendarbeit engagierten Träger eingeladen,
um mit Beiräten sowie dem Amt für Soziale
Dienste und den freien Trägern aus den
Controllingausschüssen die neuen Möglich-
keiten zu diskutieren und Ideen für förderwür-
dige Projekte zu entwickeln. Wegen der Coro-
na-Pandemie werden ergänzend auch digitale
Teilnahmeformate geplant.

Ausschuss
entscheidet allein

von Timo Thalmann

Bremen. Nach der Sommerpause kann die De-
putation für Mobilität, Bau und Stadtentwick-
lung wieder live tagen. Diese Hoffnung hat
Deputationssprecher Falk Wagner (SPD) am
Donnerstag in der letzten Sitzung vor der
Sommerpause geäußert. Der annähernd vier-
stündige öffentliche Teil der Videositzung
wäre wohl schneller zu bewältigen gewesen,
hätten nicht immer wieder technische Prob-
leme Verständigungsschwierigkeiten und da-
mit Verzögerungen verursacht. Zumal das
Programm nicht nur breit gefächert, sondern
auch umfangreich war. Zu den Themen der
Sitzung zählte unter anderem diese:

Bewohnerparken: Auf der Grundlage eines
Strategiepapiers, das „die Neuordnung des öf-
fentlichen Raumes, eine Ausweitung der Park-
raumbewirtschaftung und eine darauf auf-
bauende Intensivierung der Parkraumüber-
wachung“ vorsieht, hat sich die staatliche De-
putation am Donnerstag für das Bewohner-
parken im Modellquartier „Umgebung von
Hulsberg“ ausgesprochen. Das Abstimmungs-
ergebnis freilich liegt erst an diesem Freitag
vor. Außer den rot-grün-roten Koalitionspart-
nern lobte aber auch die größte Oppositions-
partei das Konzept: CDU-Verkehrsexperte
Heiko Strohmann hofft auf die „flächende-
ckende Ausweitung, einschließlich Oslebs-
hausens“. Verkehrssenatorin Maike Schaefer
(Grüne) hatte an den breiten Konsens im Bei-

rat und an die Notwendigkeit erinnert, „Blech-
lawinen von den Gehwegen und Straßen“ zu
holen und Pendler in Parkhäuser zu lotsen.

Heiko Strohmann kritisierte allerdings,
dass die als Jahresgebühr veranschlagten rund
30 Euro in eine Monatsgebühr umgemünzt
werden sollten. Nicht zuletzt zur Refinanzie-
rung der Überwachung. Christoph Spehr
(Linke) plädierte dafür, „an den Start zu ge-
hen“, wie mit dem Beirat vereinbart. Er unter-
strich, dass es sich um ein Modellprojekt
handle, das zunächst Akzeptanz finden
müsse. Der Preis lasse sich später noch än-
dern. Zunächst gelte es, Verdrängungsverkehr
in Nebenstraßen außerhalb der Zone zu ver-
meiden. Hartmut Bodeit (CDU) wiederum
unterstützte Strohmanns Ansicht. „Wenn
man von anfangs 2,50 Euro pro Monat verteu-
ert, wird das zu viel schlimmeren Diskussio-
nen führen.“ Maike Schaefer sagte: „Am Ende
müssen wir klären, was eine gute Gebühr ist.“
Der Betrag von 30,70 Euro, erläuterte Staats-
rat Gunnar Polzin, sei zustande gekommen,
weil zunächst lediglich die reinen Verwal-
tungskosten hätten in Rechnung gestellt wer-
den dürfen. Das habe sich geändert. Einigkeit
herrschte darüber, dass die Gebühr einheit-
lich ausfallen müsse in Findorff, Schwachhau-
sen, Vegesack – und auch im Bereich „Umge-
bung von Hulsberg“, im Quartier zwischen St.-
Jürgen-Straße, Horner Straße, Vor dem Stein-
tor und Bismarckstraße. Für diesen Bereich
hatte der Beirat im vergangenen Jahr Bewoh-
nerparken beschlossen. Der Bremer Teil des

europäischen „Sunrise“-Forschungsprojekts
muss bis 2021 abgeschlossen sein.

Außengastronomie ist in Zeiten der Coro-
na-Pandemie und des Abstandsgebots ein
wichtiges Thema für Wirte, die ihre Geschäfts-
flächen im Freien erweitern können. Mit star-
kem Fokus auf das Viertel und die Stadtmitte
ging es in der (städtischen) Deputation im
Bericht der Verwaltung zur „Sondernutzung

Außengastronomie“. Laut Reinhard Viering,
Leiter der Stadtplanung, lagen bis Donners-
tag 41 Anträge vor, für abends, und zwar für
Gastro-Tische beispielsweise auf Parkplätzen,
mit Zustimmung von deren Besitzern, oder
vor Nachbargeschäften. „Jeder Standort er-
fordert eine Einzelfallbetrachtung, wir haben
aber bereits etliche Freigaben. Das klappt
ganz gut“, sagte Viering. Falk Wagner (SPD)
„hätte deutlich mehr Anträge erwartet“. Das
„unkomplizierte Handeln“ der Behörde sei
bei den Gastronomen jedoch sehr gut ange-
kommen.

Unter anderem aus der Neustadt liegen dem
WESER-KURIER allerdings Berichte darüber
vor, dass Antragsskizzen in der Behörde miss-
verstanden wurden und sich das Verfahren
deshalb verzögert habe. Michael Jonitz (CDU)
behielt lieber die raschen Erfolge im Blick und
forderte: „Diese Schnelligkeit müssen wir wei-
ter an den Tag legen.“ Jonitz schlug vor, den
„Brommy-Vorplatz“ zur „Begegnungsstätte“
für Gäste der dort ansässigen Lokale zu ma-
chen und trug die Anregung aus der Gastro-
nomieszene vor, den „Hotspot“ Viertel bei
einem Sammeltermin zu begehen. Philipp
Bruck (Grüne) pflichtete dem bei: „Jeder Tag
zählt.“

Zwischennutzung hat Robert Bückings
(Grüne) volle Zustimmung: „Das ist eine
Mehrkopfvorlage verschiedener Ressorts, das
hat ziemliche Bedeutung, wenn das mal ge-
lingt“, sagte er über den Beschluss, die ent-
sprechende Agentur fortzuführen, und wür-
digte die Bedeutung der Zwischenzeitzentrale
(ZZZ) angesichts von „Massenleerstand des
Einzelhandels in Stadtteilzentren und dem
Zentrum“. Die Agentur, die seit 2016 Brachflä-
chenrecycling betrieben und laut Verwal-
tungsvorlage die „Kultur- und Kreativwirt-
schaft“ gestärkt hat, soll weitere vier Jahre
arbeiten. „Es ist wichtig, eine Institution zu
haben, die eine gewisse Erfahrung hat, die
braucht man sicher auch in Blumenthal“,
sagte Bücking. Dort geht es um die Weiterent-
wicklung des Gewerbegebiets BWK.

Schnelle Lösung für Gastro im Freien
Behörde erleichtert Anträge und bringt zudem Bewohnerparken im Viertel voran

In Corona-Zeiten sind Wirte mehr als je zuvor davon abhängig, wie viele Plätze sie draußen anbieten können. Die Baudeputation trägt dem Rechnung. FOTO: SHIRIN ABEDI
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„Jeder Standort
erfordert eine

Einzelfallbetrachtung.“
Reinhard Viering, Leiter Stadtplanung

Alkoholverkauf nach 22 Uhr

Bremen. Das Bremer Verwaltungsgericht hat
den beiden Betreiberinnen der Rewe-Super-
märkte, die am Mittwoch mit einem Eilantrag
gegen das Alkoholverkaufsverbot des Bremer
Senats geklagt hatten, teilweise Recht gege-
ben. Die fünfte Kammer des Gerichtes ent-
schied im Fall der Antragsstellerin der
Rewe-Filiale am Bahnhofsplatz, dass das tem-
poräre Alkoholverkaufsverbot im Hinblick
auf das Bahnhofsviertel einen unverhältnis-
mäßigen Eingriff in die Grundrechte der An-
tragstellerin darstelle.

Die Erkenntnisse der Ordnungsbehörden
der vergangenen Wochenenden bezögen sich
ausschließlich auf bestimmte Bereiche des
Steintorviertels. Die bloße Möglichkeit, dass
es auch im Bahnhofsviertel alkoholbedingt
zur regelmäßigen Missachtung des Mindest-
abstandes kommen werde, könne ein tempo-
räres Alkoholverkaufsverbot für diesen Be-
reich des Stadtgebietes nicht rechtfertigen,
begründete die Kammer. Für die Rewe-Filiale
im Steintorviertel wurde der Eilantrag da-
gegen abgelehnt. Aus Sicht der Richter hätten
die Erfahrungen der letzten Wochenenden vor
dem Inkrafttreten der Allgemeinverfügung
gezeigt, dass mildere Mittel als ein temporä-
res Alkoholverkaufsverbot zwar denkbar, aber
nicht gleich geeignet seien, teilte das Bremer
Verwaltungsgericht mit.

Der Bremer Senat hatte per Verfügung den
Außer-Haus-Verkauf von alkoholischen Ge-
tränken an Wochenenden ab 22 Uhr in drei
Bereichen der Stadt – an der Schlachte, im
Steintor und im Bahnhofsviertel – verboten.
Die beiden Antragsstellerinnen, die je eine
Rewe-Filiale im Steintor- und im Bahnhofs-
viertel betreiben, hatten am Mittwoch mit
einem Eilantrag gegen das Verbot geklagt. In-
nensenator Ulrich Mäurer (SPD) hatte die
Supermarktkette daraufhin scharf kritisiert.

Gericht gibt Rewe
teilweise Recht

von mario nagel


